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Warum das Tempolimit wieder
scheiterte
Tempo 130 scheiterte erneut im Bundestag. Die Faktenlage ist nicht widerspruchsfrei,

aber deutlich: Ein Limit wäre kein Allheilmittel, sondern eine sofort wirksame,

überprüfbare Regel für weniger Energieverbrauch, Emissionen und Risiko.
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THESE DER AUSGABE

Das Tempolimit scheiterte nicht an fehlender Wirkung, sondern an einer

politischen Entscheidung, die die symbolische Freiheit des Schnellfahrens

höher gewichtet als einen begrenzten, aber messbaren öffentlichen Nutzen.

Hinweis zur Einordnung: Dieser Beitrag wurde vollständig

mit künstlicher Intelligenz (KI) erstellt und anhand der an-

gegebenen Quellen redaktionell geprüft. Trotzdem können

Angaben fehlerhaft, unvollständig oder nicht mehr aktuell

sein. Prüfen Sie wichtige Aussagen bitte selbst; eine Gewähr

für Richtigkeit, Aktualität und Vollständigkeit übernehmen

wir nicht. So arbeitet die KI-Redaktion →

KURZ EINGEORDNET

Die Abstimmung war keine Absage an Fakten, sondern eine

Prioritätensetzung. Tempo 130 löst nicht alle Verkehrspro-

bleme, könnte aber Sicherheit, Energieverbrauch und Emis-

sionen messbar verbessern.

Die Niederlage vom 9. Juli war keine
Abstimmung über eine Zahl

Am 9. Juli 2026 lehnte der Bundestag ein allgemei-

nes Tempolimit von 130 Kilometern pro Stunde auf

Autobahnen mit 467 gegen 137 Stimmen ab. 26 Ab-

geordnete nahmen nicht teil; Enthaltungen gab es

keine. Aus CDU/CSU, SPD und AfD kam keine Ja-

Stimme. Die große Mehrheit war also nicht das Er-

gebnis eines knappen Abwägens im letzten Mo-

ment, sondern eine klar organisierte politische

Entscheidung.[1]
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Der abgelehnte Gesetzentwurf war überschaubar:

Er sollte im Straßenverkehrsgesetz eine allge-

meine Höchstgeschwindigkeit von 130 Kilometern

pro Stunde auf Bundesautobahnen verankern und

die Wirkungen nach Inkrafttreten evaluieren las-

sen.[2] Es ging also weder um ein Fahrverbot noch

um eine neue Maut noch um eine technische Dros-

selung jedes Autos. Es ging um die Frage, ob

Deutschland für die Autobahn eine Regel einführt,

die in Europa längst Normalität ist.

Das Ergebnis lässt sich deshalb nicht ehrlich mit

einem Satz erklären wie: Die Fakten seien zu unsi-

cher. Unsicherheiten gibt es. Die Wirkung auf

Emissionen hängt von Befolgung, Fahrzeugbe-

stand, Verkehrslage und der konkreten Regel ab.

Ein Limit verhindert nicht jeden Unfall. Es besei-

tigt keine maroden Brücken, keinen Personalman-

gel bei der Bahn und keine Abhängigkeit vieler

Menschen vom Auto. Aber daraus folgt nicht, dass

es wirkungslos wäre. Es folgt nur, dass ein Tempo-

limit eine begrenzte, nicht eine magische Maß-

nahme ist.

Genau darin liegt der Kern dieses Falls. Die politi-

sche Mehrheit verlangte von einer einfachen Ver-

kehrsregel die Lösung aller Verkehrsprobleme –

und konnte sie dann ablehnen, weil sie diese Lö-

sung nicht liefert. Die richtige Frage lautet anders:

Ist Tempo 130 ein verhältnismäßiges Mittel, das Si-

cherheit, Energieverbrauch und Emissionen mess-

bar verbessert, ohne den Alltag unverhältnismäßig

zu belasten? Wer diese Frage stellt, kommt zu einer

ernsteren Debatte als zu dem bekannten Ritual aus

„freie Fahrt“ gegen „Autofeindlichkeit“.

Eine deutsche Ausnahme, keine natürli-
che Freiheit

Auf deutschen Autobahnen gelten zahlreiche dau-

erhafte und wechselnde Begrenzungen. Daneben

gibt es die Richtgeschwindigkeit von 130 Kilome-

tern pro Stunde. Auf den Abschnitten ohne Schild

darf schneller gefahren werden, sofern Sicht, Wet-

ter, Verkehr und Fahrzeug es zulassen. Das ist

keine rechtsfreie Zone, aber eine Besonderheit:

Eine allgemeine Höchstgeschwindigkeit existiert

dort nicht.

Diese Ausnahme hat eine politische Bedeutung ge-

wonnen, die weit über ihre tatsächliche Nutzung

hinausgeht. Wer nachts auf einer freien Strecke

180 fährt, erlebt das als selbstbestimmte Entschei-

dung. Dieses Gefühl ist real und muss nicht lächer-

lich gemacht werden. Menschen pendeln, besu-

chen Angehörige, arbeiten im Schichtdienst oder

verbringen einen großen Teil ihres Berufslebens

im Auto. Für sie ist Zeit nicht nur eine Kennzahl.

Auf der Autobahn entscheidet jedoch niemand nur

für sich. Ein hoher Geschwindigkeitsunterschied

zwingt andere Verkehrsteilnehmer zu schwierige-

ren Einschätzungen: Reicht die Lücke zum Über-

holen? Wie schnell nähert sich das Fahrzeug im

Spiegel? Was passiert hinter einer Kuppe oder bei

plötzlich dichtem Verkehr? Ein Limit ist deshalb

keine Unterstellung, jeder schnelle Fahrer fahre

verantwortungslos. Es ist eine Regel für ein ge-

meinsames System, in dem die Sorgfalt des Einzel-

nen den Fehler des anderen nicht ausgleichen

kann.

Das ist kein Sondermaßstab für das Auto. Promille-

grenze, Anschnallpflicht, Abstandsregeln, techni-

sche Hauptuntersuchung und Tempo 30 vor Schu-

len beruhen auf demselben Gedanken: Freiheits-

ausübung endet nicht dort, wo sie sich gut anfühlt,

sondern dort, wo sie Risiken und Kosten auf an-

dere verlagert. Die Frage ist nicht, ob der Staat auf

der Autobahn erstmals eingreift. Die Frage ist,

warum gerade die Zahl 130 auf einer unbeschränk-

ten Strecke als Freiheitsberaubung gilt, während

sie wenige Kilometer weiter an einer Baustelle als

selbstverständlich akzeptiert wird.

Der lange Weg zur immer gleichen
Nein-Entscheidung

Die Debatte ist älter als die aktuelle Koalition. 2007

beantragte die Linksfraktion im Bundestag bereits

ein allgemeines Limit von 130 Kilometern pro
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Stunde auf Bundesautobahnen und begründete es

ausdrücklich als Teil einer

CO₂-Minderungsstrategie. Der damalige Antrag

wollte die Regel zum 1. Januar 2008 in Kraft setzen.

[3] Das zeigt: Schon damals war die Frage nicht, ob

ein Schild technisch möglich ist. Umstritten war,

ob der politische Preis einer Einschränkung grö-

ßer ist als der erwartete Nutzen.

2013 wurde im Bundestag über Tempo 120 gestrit-

ten. In der damaligen Debatte verwiesen Befür-

worter auf Klima und Unfallrisiken; Gegner stell-

ten Nutzen, Eingriffsintensität und Akzeptanz in-

frage.[4] Das Muster hat sich seither kaum verän-

dert. Neue Antriebe, neue Klimaziele und neue Da-

ten kamen hinzu. Der politische Reflex blieb: An-

erkennen, dass Geschwindigkeit Folgen hat – aber

die allgemeine Regel auf einen späteren Zeitpunkt

vertagen.

2020 dokumentierte eine Antwort der Bundesre-

gierung zumindest, wie unterschiedlich sich die

tatsächlich gemessenen Mittelwerte je nach Rege-

lung verhalten: Auf Abschnitten mit 130 km/h lag

der Mittelwert bei 118,3 km/h, bei 120 bei 115,6

km/h und bei 100 bei 103,3 km/h.[5] Diese Zahlen

sagen nicht, dass ein Limit alle Fahrzeuge exakt

auf den Grenzwert bringt. Sie zeigen aber, dass Re-

geln Fahrverhalten prägen und dass zwischen aus-

geschilderter Höchstgeschwindigkeit und realem

Durchschnitt ein Unterschied besteht.

Die nun abgelehnte Vorlage knüpfte an diese Jahr-

zehnte alte Auseinandersetzung an. Dass sie „wie-

der“ scheiterte, ist daher kein beiläufiges Wort.

Das Tempolimit wird regelmäßig als besonders

einfache Klimaschutz- oder Sicherheitsmaßnahme

beschrieben und gerade deshalb zum politischen

Symbol. Es kostet im Vergleich zu Infrastruktur-

projekten wenig Geld, verlangt keine neue Techno-

logie und wirkt nach Einführung sofort. Gerade

diese Einfachheit macht es für Gegner attraktiv, es

als bloße Gängelung zu markieren: Das Schild wird

sichtbarer wahrgenommen als die vielen kleinen

Vorteile, die sich über Millionen Fahrten verteilen.

Was die Abstimmung tatsächlich
entschied

Der Bundestag hat am 9. Juli nicht festgestellt,

Tempo 130 habe keine Wirkung. Er hat sich gegen

den Gesetzentwurf entschieden. Das ist wichtig,

weil Politik nicht nur Forschung ausführt. Sie wägt

Interessen, Zumutungen und Mehrheiten ab. Eine

parlamentarische Mehrheit darf einem Nutzen an-

dere Werte entgegenstellen. Sie sollte dann aber

offen sagen, welche das sind.

Im vorliegenden Fall war die Ablehnung lange vor

dem Abstimmungstag politisch absehbar. Die Bun-

desregierung hatte bereits im Februar erklärt, ein

allgemeines Tempolimit sei „aktuell“ nicht vorge-

sehen.[6] Im Plenum bestätigte sich diese Linie mit

einer auffällig geschlossenen Front der großen Re-

gierungsfraktionen.[1]

Das erklärt nicht alles, aber viel. Ein Koalitionsver-

trag oder eine Vorfestlegung ist kein Naturgesetz.

Er ist eine politische Selbstbindung. Für die SPD

etwa war die Abstimmung damit nicht nur eine

Sachfrage, sondern Teil einer Regierungslogik.

Wer eine neue Mehrheit für Tempo 130 sucht,

muss deshalb nicht allein bessere Studien liefern.

Er muss den Konflikt um Symbolik, Parteidisziplin

und die Angst vor dem Vorwurf der Bevormun-

dung aufbrechen.

Die bequemere Erklärung wäre eine Verschwö-

rung aus Politik und Autoindustrie. Dafür gibt es

in der Abstimmung selbst keinen Beleg. Leistungs-

starke Autos zu verkaufen oder ein Limit abzuleh-

nen ist kein Nachweis für verdeckte Absprachen.

Die nüchternere Erklärung ist politisch unange-

nehm genug: Der Vorteil eines Limits verteilt sich

breit und unauffällig – etwas weniger Energie, et-

was weniger Lärm, etwas weniger Risiko. Der Ver-

lust konzentriert sich in einer sehr sichtbaren

Freiheit. Parteien reagieren auf sichtbare Verluste

meist schneller als auf verteilte Gewinne.

www.ki-meint.de · Ausgabe 007 Seite 3 / 11



Sicherheit: Kein Allheilmittel, aber
keine Nebensache

2024 starben in Deutschland 2.770 Menschen im

Straßenverkehr. Bei Unfällen mit nicht angepass-

ter oder überhöhter Geschwindigkeit wurden 843

Menschen getötet. Auf Autobahnen starben 121

Menschen; bei 43 Prozent der dort Getöteten

spielte nicht angepasste oder zu hohe Geschwin-

digkeit mindestens eines Beteiligten eine Rolle.[7]

Diese Statistik erlaubt keine unseriöse Rechnung

nach dem Muster: Tempo 130 rette automatisch ex-

akt 121 Leben. Verkehrsunfälle haben mehrere Ur-

sachen. Müdigkeit, Alkohol, Ablenkung, techni-

sche Defekte, schlechtes Wetter und falsche Ent-

scheidungen anderer verschwinden nicht durch

ein Tempolimit. Und der größte Teil der Getöteten

kam 2024 auf Landstraßen ums Leben: 1.571 Men-

schen.[8] Wer Verkehrssicherheit ernst meint,

muss deshalb sichere Landstraßen, Kreuzungen,

Überholverbote und Rettungswege ebenso behan-

deln wie die Autobahn.

Aus dieser Einschränkung folgt aber nicht, dass

Geschwindigkeit auf der Autobahn nebensächlich

wäre. Höhere Geschwindigkeit verkürzt die Reakti-

onszeit und erhöht die Bewegungsenergie, die bei

einem Aufprall freigesetzt wird. Besonders proble-

matisch sind große Differenzen zwischen Fahrzeu-

gen. Ein Lkw, der überholt, ein Pkw, der einschert,

und ein sehr schnelles Auto auf der linken Spur

bilden eine Verkehrssituation, in der die Fehlerre-

serven gering werden. Ein einheitlicherer Ge-

schwindigkeitsrahmen beseitigt das Risiko nicht.

Er reduziert die Fallhöhe der Fehlentscheidung.

Sicherheitspolitik arbeitet fast nie mit der Illusion

einer vollständigen Verhinderung. Ein Sicherheits-

gurt rettet nicht bei jedem Unfall. Eine Promille-

grenze verhindert nicht jede Alkoholfahrt. Den-

noch wäre es absurd, daraus ihre Wirkungslosig-

keit abzuleiten. Der angemessene Maßstab lautet:

Verringert die Regel die Wahrscheinlichkeit oder

die Schwere vermeidbarer Schäden, und ist sie

verhältnismäßig? Ein allgemeines Limit muss sich

an diesem Maßstab messen lassen, nicht am An-

spruch einer fertigen Vision Zero.

Klima und Energie: Die Richtung ist
klar, die Größenordnung nicht beliebig

Beim Klimanutzen ist es besonders wichtig, Zah-

len nicht vermischen. Die Bundesanstalt für Stra-

ßen- und Verkehrswesen untersuchte im Auftrag

des Verkehrsministeriums speziell ein allgemeines

Tempo 130 auf Autobahnen. Sie wertete Daten von

mehr als 1.000 Dauerzählstellen, detaillierte Ge-

schwindigkeitsdaten von 123 Stellen und Testfahr-

ten aus. Für ein Limit von 130 kommt sie – abhän-

gig von der tatsächlichen Befolgung – auf 1,3 bis 2

Millionen Tonnen weniger CO₂ pro Jahr. In einem

rein hypothetischen Szenario mit technisch auf

130 begrenzten Fahrzeugen wären es bis zu 4,2

Millionen Tonnen.[9]

Das Ministerium nennt diese Einsparung gering.

Man kann sie im Verhältnis zu den gesamten Emis-

sionen des Verkehrssektors tatsächlich begrenzt

finden. Aber „begrenzt“ ist nicht „null“. Die BASt

beziffert die CO₂-Emissionen von Pkw und leich-

ten Nutzfahrzeugen auf deutschen Autobahnen im

Jahr 2023 auf 38,7 Millionen Tonnen.[9] Schon die

vorsichtige Spannbreite ist damit eine erkennbare

Minderung in einem Sektor, in dem Einzelmaß-

nahmen selten alles lösen.

Das Umweltbundesamt rechnet breiter und

kommt deshalb auf andere Werte. Seine Studie be-

trachtet Kombinationen aus Autobahn- und Außer-

ortslimits, außerdem direkte Geschwindigkeits-,

Routenwahl- und Nachfrageeffekte. Für Tempo 120

auf Autobahnen und 80 außerorts werden, bezo-

gen auf 2024, 6,6 Millionen Tonnen CO₂-Äquiva-

lente und rund 2,8 Milliarden Liter Kraftstoff Ein-

sparung ausgewiesen; allein der direkte Geschwin-

digkeitseffekt beträgt 4,9 Millionen Tonnen CO₂-

Äquivalente.[10]
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Diese Studien widersprechen einander nicht ein-

fach. Sie beantworten unterschiedliche Fragen.

Die BASt betrachtet den engeren Fall Tempo 130

auf Autobahnen mit realen Daten zu Fahrleistung

und Geschwindigkeiten. Das UBA modelliert ein

Maßnahmenbündel und berücksichtigt weitere Ef-

fekte. Aus beiden lässt sich genau ein sauberer

Schluss ziehen: Ein Limit senkt den Energiever-

brauch und die Emissionen; wie groß die Minde-

rung ausfällt, hängt von Regel, Umsetzung und be-

trachteten Effekten ab. Wer die höhere Zahl als si-

chere Verheißung verkauft, überzieht. Wer die

niedrigere Zahl als Belanglosigkeit abtut, tut es

ebenso.

Elektromobilität ändert die Physik
nicht

Mit zunehmendem Tempo steigt der Energiebe-

darf vor allem wegen des Luftwiderstands. Das

Verkehrsministerium verweist ausdrücklich auf

diesen Zusammenhang.[9] Beim Verbrenner

taucht er als höherer Verbrauch auf; beim Elektro-

auto wird er zusätzlich als sinkende Reichweite

und längere Ladeplanung sichtbar. Ein Elektroan-

trieb macht hohe Geschwindigkeit nicht folgenlos.

Das ist kein Argument gegen Elektroautos. Es ist

ein Argument gegen die Vorstellung, ein neues An-

triebsetikett könne die Effizienzfrage erledigen.

Wer auf langen Strecken sehr schnell fahren

möchte, braucht mehr Energie pro Kilometer. Das

kann größere Batterien, mehr Ladeleistung und

mehr Ladehalte notwendig machen. Ein verlässli-

cher Tempokorridor macht Reichweiten planbarer

und nimmt dem Wettlauf um die Hochgeschwin-

digkeitsreichweite etwas von seinem Zwang.

Der ADAC setzt in einem Wintertest auf der Strecke

München–Berlin dort, wo kein Schild gilt, bereits

die Richtgeschwindigkeit von 130 km/h als Ober-

grenze. Auf 582 Kilometern lag das Durchschnitts-

tempo dennoch nur bei 111 km/h.[11] Das ist kein

Beweis, dass alle Fahrten so langsam sind. Es zeigt

aber, wie weit das Ideal „freie Fahrt“ und die reale

Reisegeschwindigkeit auseinanderliegen können:

Verkehr, Baustellen, Wetter, Pausen und Ladezei-

ten entscheiden oft stärker als das Maximum auf

wenigen freien Kilometern.

Auch ökologisch bleibt das Elektroauto nicht

schuldlos. Reifen- und Bremsabrieb, aufgewirbel-

ter Straßenstaub sowie die Herstellung schwerer

Batterien verschwinden nicht. Das Umweltbundes-

amt nennt Fahrgeschwindigkeit sowie Längs- und

Querbeschleunigung als Einflussgrößen des Rei-

fenabriebs.[12] Ein Tempolimit ist deshalb keine

Werbung für eine bestimmte Antriebsart. Es ist

eine Regel gegen den Energie- und Ressourcenauf-

wand, den sehr hohes Tempo bei allen Antrieben

erhöht.

Zeitverlust: Durchschnittswerte sind
keine Lebensgeschichte

Der stärkste Einwand gegen Tempo 130 lautet: Wer

auf freien Strecken verantwortungsvoll schnell

fährt, verliert Zeit. Das kann im Einzelfall stim-

men. Ein häufiger Pendler auf einer langen, nachts

freien Route wird die Änderung spürbarer merken

als jemand, der meist im Berufsverkehr oder auf

ohnehin begrenzten Strecken fährt. Es wäre herab-

lassend, das wegzuwischen.

Die politische Debatte darf aber den Ausnahmefall

nicht zum durchschnittlichen Alltag erklären. Das

UBA modelliert für eine Person mit durchschnittli-

chem Verkehrsverhalten rund 11.000 Pkw-Kilome-

ter im Jahr, davon 3.300 Kilometer auf Autobah-

nen. Im Szenario Tempo 130 auf Autobahnen bei

sonst unveränderten Regeln steigt der jährliche

Zeitaufwand um 1,4 Stunden.[13] Das sind weniger

als 15 Sekunden pro Tag im Jahresmittel. Diese

Zahl beschreibt nicht jede Biografie; sie ordnet

aber die Behauptung ein, das Land verliere durch

Tempo 130 seine Mobilität.

Auch reale Zählungen legen nahe, dass der Alltag

bereits heute weit von dauerhaft hoher Geschwin-

digkeit entfernt ist. Das Institut der deutschen

Wirtschaft wertete Daten unbeschränkter Ab-

schnitte in Nordrhein-Westfalen aus und fand: In
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fast 83 Prozent der gemessenen Minuten lag die

Durchschnittsgeschwindigkeit aller erfassten Pkw

unter 130 km/h. Das Institut hat selbst klargestellt,

dass daraus nicht folgt, 83 Prozent der einzelnen

Fahrzeuge seien langsamer als 130 gefahren.[14]

Diese methodische Korrektur gehört zwingend

dazu. Der Befund zeigt dennoch: Verkehrsdichte,

Lkw, Wetter, Baustellen und andere Fahrzeuge be-

grenzen das Tempo auf vielen Fahrten schon

heute.

Ein Limit ersetzt nicht die Pflicht, Pendelwege, Ar-

beitszeiten und regionale Erreichbarkeit besser zu

organisieren. Wer Menschen mit langen Wegen

nur auf ihre individuelle Effizienz verweist, ver-

kennt die Realität außerhalb großer Städte. Aber

eine Regel ist nicht deshalb falsch, weil sie für eine

Minderheit stärker spürbar ist. Sie muss diese Be-

lastung ernst nehmen, sie transparent beziffern

und gegen den Nutzen abwägen.

Kein Stau-Wunder, keine
Kapazitätskatastrophe

Befürworter behaupten manchmal, gleichmäßige-

res Tempo löse Staus. Gegner halten entgegen,

langsameres Fahren senke die Leistungsfähigkeit

der Autobahn. Beide Aussagen können in einzel-

nen Situationen zutreffen; als pauschale Heilsver-

sprechen taugen sie nicht.

Der ADAC erwartet von Tempo 130 auf allen Auto-

bahnen keinen nennenswerten Effekt auf Leis-

tungsfähigkeit oder Verkehrsfluss.[15] Das ist eine

nützliche Korrektur für beide Seiten. Ein Schild

baut keine neue Spur, repariert keine Brücke und

beseitigt keine überlastete Anschlussstelle. Wer

das Tempolimit als Stauprogramm verkauft, lädt

zur Enttäuschung ein.

Umgekehrt ist das fehlende Stauwunder kein Ge-

genargument gegen die Regel. Der Hauptzweck

liegt in weniger Energieverbrauch, geringeren

Emissionen, Lärm- und Schadstoffminderung so-

wie einem sichereren Geschwindigkeitsrahmen.

Das UBA fasst genau diese Wirkungen als Folgen

von Tempolimits zusammen.[10] Verkehrspolitik

sollte die Instrumente nach ihren tatsächlichen

Stärken bewerten und nicht verlangen, dass jedes

einzelne alle Probleme löst.

Mehrheitsgefühl, Minderheitenschutz
und politische Courage

Eine ADAC-Mitgliederbefragung von 2026 ergab 56

Prozent Zustimmung zu einem allgemeinen Tem-

polimit und 39 Prozent Ablehnung.[15] Das ist

keine repräsentative Befragung der Gesamtbevöl-

kerung. Der Satz „die Deutschen sind eindeutig da-

für“ wäre deshalb zu weit. Der Befund ist dennoch

politisch relevant: Zustimmung findet sich auch

unter Mitgliedern eines großen Automobilclubs,

also nicht nur in einer vermeintlich autofernen

Blase.

Eine Mehrheit rechtfertigt nicht jede Regel. Min-

derheiten haben Anspruch darauf, dass ihre Le-

benswirklichkeit gehört wird. Aber Demokratie

bedeutet auch, Konflikte zu entscheiden. Bei einer

Verkehrsvorschrift, deren Belastung konkret und

deren Nutzen nachvollziehbar ist, kann das Parla-

ment nicht endlos auf vollständige Einigkeit war-

ten. Sonst wird jede Maßnahme, die eine sichtbare

Gewohnheit ändert, von ihrem eigenen Streit

blockiert.

Das erklärt, warum die Abstimmung so auf-

schlussreich ist. Das Tempolimit scheiterte nicht,

weil es keine Daten gäbe. Es scheiterte, weil Daten

allein gegen ein kulturelles Symbol wenig ausrich-

ten. Für manche steht die unbeschränkte Auto-

bahn für technische Leistungsfähigkeit, individu-

elle Selbstbestimmung und eine Erinnerung an

eine Zeit, in der Mobilität einfacher und Aufstieg

sichtbarer schien. Diese Bedeutung ist stärker als

ihre messbare Rolle im täglichen Verkehr.

Eine kluge Politik sollte dieses Gefühl nicht ver-

spotten. Sie sollte aber auch nicht so tun, als ma-

che es die Folgen hoher Geschwindigkeit unsicht-

bar. Freiheit im Verkehr ist nicht die Abwesenheit

jeder Grenze. Sie besteht darin, sich verlässlich, si-
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cher und ohne vermeidbare Belastung anderer be-

wegen zu können. Auf einer überfüllten, repara-

turbedürftigen und klimabelasteten Infrastruktur

ist das eine anspruchsvollere Freiheit als die Mög-

lichkeit, auf einer kurzen freien Strecke schneller

zu sein als alle anderen.

Was ein fairer nächster Versuch anders
machen müsste

Wer Tempo 130 erneut vorschlägt, sollte es weder

als Erlösungsprojekt noch als moralische Lektion

verkaufen. Erstens braucht es eine klare Regel: 130

auf Autobahnen, mit den bestehenden niedrigeren

örtlichen und witterungsbedingten Begrenzungen.

Zweitens braucht es eine nachvollziehbare Umset-

zung mit angemessenen Kontrollen. Die BASt

macht ausdrücklich deutlich, dass die CO₂-Wir-

kung von der Befolgung und der Sanktionierung

abhängt.[9]

Drittens gehört eine öffentliche Evaluation dazu.

Die aktuelle Gesetzesvorlage sah genau das vor.[2]

Nach einem festgelegten Zeitraum sollten Fahrge-

schwindigkeiten, Unfallgeschehen, Emissionen,

Reisezeiten, Lärm und Akzeptanz transparent aus-

gewertet werden. Das wäre keine Schwäche. Es

wäre der ehrliche Umgang mit einer Regel, deren

genaue Wirkungen nicht bis auf die letzte Dezimal-

stelle vorab feststehen.

Viertens darf die Debatte nicht vom Rest der Ver-

kehrspolitik ablenken. Landstraßen brauchen bes-

sere Sicherheit, die Bahn braucht Verlässlichkeit

und Kapazität, Bus und Regionalverkehr brauchen

ein Angebot auch jenseits der Metropolen. Kleine,

effiziente Fahrzeuge und weniger unnötige Wege

bleiben wichtig. Tempo 130 ersetzt keine dieser

Aufgaben. Aber es ist auch kein Grund, sie

aufzuschieben.

Das Nein vom 9. Juli beendet deshalb keine Sach-

frage. Es verlängert eine politische Entscheidung,

die Deutschland seit Jahrzehnten immer wieder

vertagt. Tempo 130 wäre weder die Rettung des

Klimas noch das Ende des Autos. Es wäre eine nor-

male Regel für ein gemeinsames Verkehrssystem:

begrenzt in ihrer Wirkung, sofort umsetzbar und

überprüfbar.

Dass der Bundestag sie erneut abgelehnt hat, sagt

vor allem etwas über die Macht eines Symbols. Die

politische Mehrheit wollte die sichtbare Freiheit

des Schnellfahrens nicht gegen unsichtbarere Ge-

winne bei Sicherheit, Energie und Klima abwägen.

Diese Priorität darf sie setzen. Aber sie sollte sie

nicht als Ergebnis vermeintlicher Wirkungslosig-

keit ausgeben.

Warum die Regel nur funktioniert,
wenn sie als Regel ernst genommen
wird

Der Einwand der Kontrolle ist berechtigt. Eine

Höchstgeschwindigkeit, die nur auf dem Papier

gilt, verschiebt das Problem nicht. Die BASt stellt

deshalb nicht nur auf die Höhe des Limits ab, son-

dern ausdrücklich auf die Befolgung: In ihren rea-

listischen Szenarien unterscheidet sich die CO₂-

Minderung danach, wie konsequent Fahrerinnen

und Fahrer die Grenze einhalten; der hypotheti-

sche Höchstwert setzt sogar eine technische Be-

grenzung voraus.[9]

Daraus folgt nicht, dass jedes Auto elektronisch ab-

geregelt werden müsste. Deutschland setzt im Stra-

ßenverkehr seit Jahrzehnten auf eine Mischung

aus Regeln, Beschilderung, Kontrollen und Sank-

tionen. Niemand erklärt die Promillegrenze für

sinnlos, weil nicht jede Fahrt kontrolliert wird.

Auch ein Tempolimit braucht keine lückenlose

Überwachung, um einen Verhaltensrahmen zu set-

zen. Es braucht aber eine nachvollziehbare Voll-

zugspraxis – etwa dort, wo hohe Geschwindigkei-

ten, dichter Verkehr und Unfallrisiken

zusammentreffen.

Gerade die heutige Situation zeigt, dass Regulie-

rung bereits stattfindet, nur ungleichmäßig. Dau-

erhafte und temporäre Limits gelten auf vielen Au-

tobahnabschnitten. Sie werden bei Baustellen,

Lärmschutz, Verkehrsaufkommen, Brücken oder
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Witterung akzeptiert, weil der Anlass sichtbar ist.

Ein allgemeines 130er-Limit würde diese kleintei-

lige Logik nicht abschaffen. Niedrigere örtliche

Grenzen blieben bestehen. Es würde nur für die

übrigen Strecken einen gemeinsamen Rahmen

schaffen, anstatt das erlaubte Tempo jeweils aus

dem Fehlen eines Schildes abzuleiten.

Die Debatte über technische Geschwindigkeitsas-

sistenten gehört davon getrennt. Neue Fahrzeuge

verfügen zunehmend über Systeme, die erlaubte

Geschwindigkeiten erkennen oder warnen kön-

nen. Ob und wie solche Systeme eingestellt wer-

den, ist eine eigene Frage von Technik, Daten-

schutz und Akzeptanz. Ein allgemeines Limit darf

nicht davon abhängig gemacht werden, ob jedes

Auto dieselbe Assistenz hat. Die Verkehrsvor-

schrift muss auch für den alten Kleinwagen, den

Lieferwagen und das neue Elektroauto verständ-

lich und gleich gelten.

Eine gute Umsetzung wäre deshalb unspektakulär:

klare Beschilderung an Grenzen und Zufahrten,

transparente Schwerpunktkontrollen, öffentliche

Daten über Befolgung und Unfallgeschehen sowie

eine Evaluation nach festem Zeitraum. Sie würde

nicht auf permanente Repression setzen, sondern

auf die Normalisierung einer Regel. Genau das ist

mit anderen Geschwindigkeitsgrenzen geschehen.

Das politische Problem besteht weniger in der

Durchsetzbarkeit als in der Bereitschaft, die Regel

zunächst überhaupt zu beschließen.

Die falsche Alternative: entweder Tem-
polimit oder echte Verkehrspolitik

Das stärkste rhetorische Gegenargument lautet oft,

Deutschland habe größere Sorgen: marode Infra-

struktur, verspätete Züge, teure Energie, fehlende

Ladesäulen, überlastete Landstraßen. Das stimmt.

Daraus wird dann der Schluss gezogen, die Debatte

über Tempo 130 sei Ablenkung.

Dieser Schluss verwechselt Konkurrenz mit Ergän-

zung. Gute Verkehrspolitik kann gleichzeitig Brü-

cken sanieren, Bahnkapazitäten erhöhen, den öf-

fentlichen Nahverkehr im ländlichen Raum stär-

ken und eine allgemeine Höchstgeschwindigkeit

beschließen. Die Maßnahmen konkurrieren nicht

zwingend um dieselbe Ressource. Das eine

braucht Milliarden, Planung und Bauzeit; das an-

dere braucht eine parlamentarische Mehrheit und

eine faire Umsetzung. Dass ein Problem größer ist,

macht ein kleineres, schnell lösbares Problem

nicht unwichtig.

Umgekehrt wäre es ein Fehler, das Tempolimit als

Ersatz für Strukturreformen zu verkaufen. Men-

schen steigen nicht auf die Bahn um, weil sie auf

der Autobahn 130 statt 180 fahren dürfen. Ein

Pendler auf dem Land gewinnt keine echte Wahl-

freiheit, wenn der Bus nur zweimal am Tag

kommt. Die meisten Verkehrstoten werden nicht

durch das Autobahnlimit verhindert, weil die

meisten auf Landstraßen sterben.[8] Der Artikel

muss diese Grenzen benennen, sonst wird aus ei-

ner sinnvollen Regel ein Symbol, das mehr ver-

spricht, als es halten kann.

Gerade die Begrenztheit ist aber ein Argument für

den Versuch. Eine Maßnahme mit überschauba-

rem Eingriff und messbaren Nebenfolgen lässt

sich evaluieren und gegebenenfalls nachsteuern.

Ein Land, das bei jeder unvollkommenen Maß-

nahme auf die perfekte Gesamtlösung wartet, han-

delt am Ende gar nicht. In der Klimapolitik ist

diese Versuchung besonders gefährlich: Es gibt

selten die eine Entscheidung, die das Problem löst;

es gibt ein Bündel von Entscheidungen, die jeweils

ein Stück wirken.

Die historische Linie der Tempolimit-Debatte zeigt

deshalb mehr als einen alten Streit über ein

Schild. Sie zeigt eine politische Gewohnheit, greif-

bare, aber begrenzte Vorteile mit dem Verweis auf

größere ungelöste Aufgaben abzuräumen. Die grö-

ßeren Aufgaben bleiben danach trotzdem liegen.

Die Bahn wird nicht verlässlicher, weil das Tempo-

limit scheitert. Die Landstraße wird nicht sicherer.

Der Energieverbrauch sinkt nicht von selbst.

Die faire Formulierung lautet daher: Tempo 130 ist

nicht die wichtigste Frage der deutschen Verkehrs-

politik. Es ist aber eine der klarsten. Gerade weil
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Nutzen, Grenzen und Konflikte so gut sichtbar

sind, legt die Debatte offen, wie Politik mit unbe-

quemen, aber machbaren Regeln umgeht. Das

Nein vom 9. Juli war ein Nein zu einer konkreten

Regel. Es sollte nicht als Beweis missverstanden

werden, dass diese Regel nichts bewirken könnte.

Der Gegenfall verdient eine präzise
Antwort

Es bleibt legitim, ein allgemeines Limit abzuleh-

nen. Wer dies tut, kann auf drei echte Einwände

verweisen. Erstens bringt Tempo 130 nicht für jede

Fahrt denselben Nutzen; auf schon dichten oder

begrenzten Abschnitten ändert sich wenig. Zwei-

tens entstehen Zeitverluste für diejenigen, die

lange freie Strecken nutzen. Drittens braucht eine

Regel Akzeptanz und Kontrolle, damit sie nicht als

bloße Symbolpolitik endet. Diese Einwände sind

stärker als die reflexhafte Behauptung, Verkehrs-

politik habe sich aus individuellen Entscheidun-

gen herauszuhalten.

Sie reichen jedoch nicht automatisch für ein Nein.

Ungleich verteilte Belastungen gibt es bei fast je-

der Verkehrsregel. Entscheidend ist, ob sie unver-

hältnismäßig sind und ob der kollektive Nutzen

schwer genug wiegt. Bei Tempo 130 wären die Be-

lastungen sichtbar, aber begrenzt: Die UBA-Model-

lierung beziffert den mittleren jährlichen Zeitauf-

wand auf 1,4 Stunden, während die BASt selbst in

konservativen Szenarien messbare CO₂-Minderun-

gen ausweist.[13][9]

Eine seriöse Abwägung muss auch anerkennen,

dass der Staat nicht jede denkbare Einsparung er-

zwingen sollte. Verkehr ist Teil von Arbeit, Familie

und persönlicher Lebensgestaltung. Genau des-

halb wäre die klügste Form keine moralische Kam-

pagne, sondern eine nüchterne Regel mit Evalua-

tion, klaren Daten und der Bereitschaft, nachzujus-

tieren. Wer Tempo 130 befürwortet, sollte nicht be-

haupten, jede Gegenposition sei irrational. Wer es

ablehnt, sollte aber erklären, warum ein nachweis-

lich begrenzter, sofortiger Nutzen weniger zählt

als die Freiheit, auf einzelnen freien Kilometern

schneller zu fahren.

Diese Erklärung hat die Mehrheit am 9. Juli nicht

wirklich geliefert. Sie hat sich auf das Nein ver-

ständigt. Die politische Aufgabe bleibt damit offen:

Nicht ob Deutschland Autos braucht, sondern wel-

che Regeln es für die gemeinsame Nutzung seiner

Autobahnen gelten lassen will.
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BEGRIFFE IM ARTIKEL (3)

CO₂-Minderungsstrategie: Plan mit Maßnahmen, die den Ausstoß

von Kohlendioxid senken sollen.

Emissionen: Ausstoß von Stoffen wie Treibhausgasen in die

Umwelt.

Verkehrssicherheit: Schutz von Menschen vor Unfällen und Verlet-

zungen im Straßenverkehr.
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